
Datum: 22.09.2024

SonntagsZeitung
8021 Zürich
044/ 248 40 40
https://www.tagesanzeiger.ch/sonntags...

Medienart: Print
Medientyp: Tages- und Wochenpresse
Auflage: 121'382
Erscheinungsweise: wöchentlich Themen-Nr.: 999.222

Auftrag: 3007101Seite: 9
Fläche: 125'838 mm²

Referenz: 93261714

ARGUS DATA INSIGHTS® Schweiz AG | Rüdigerstrasse 15, Postfach, 8027 Zürich
T +41 44 388 82 00 | E mail@argusdatainsights.ch | www.argusdatainsights.ch

Ausschnitt Seite: 1/4

4

,

Die Gewerkschaft VPOD reichte im April die Unterschriften für das Referendum gegen die Anderung des Bundesgesetzes zu den Krankenversicherungen ein. FOtO: KeyStOne

Gewerkschaften sind begeistert
von Tweet von SVP-Aeschi

Gesundheitsreform spaltet SP und SVP Falls das Volk die neue Krankenkassenvorlage im November gutheisst, gibt es laut Gewerkschaften
bis zu 8 Prozent höhere Prämien. Die SVP-Spitze versucht nun plötzlich, die Basis auf Gewerkschaftskurs zu bringen.

Mische Aebi
und Adrian Schmid
Noch bevor die Stimmlokale zur
Rentenreform die Türen schlies-
sen, blasen die Gewerkschaften
zum nächsten Kampf. Am 24. No-
vember befindet die Bevölkerung
über eine neue, schon jetzt hoch-
umstrittene Krankenkassenvor-
lage. Durch sie sollen falsche
Anreize im Gesundheitssystem
ausgemerzt werden. Doch die
Gewerkschaften halten sie für so
schlecht, dass sie das Referen-
dum ergriffen.

Jetzt präsentieren sie eine Be-
rechnung basierend auf Zahlen
des Bundesamtes für Gesund-
heit: Sie zeigt, dass die Kranken-
kassenprämien in insgesamt
16 Kantonen durch die Einfüh-
rung der Reform massiv steigen
würden: in Appenzell Innerrho-
den um 8,1 Prozent, in Basel,
Bern und Zürich jeweils zwi-
schen 1,5 und 3 Prozent.

Der Grund für den Prämien-
schock in diesen Kantonen:
Bei einer Annahme der Vorlage

würden die Gesundheitskosten
zwischen Kantonen und Kran-
kenkassen anders aufgeteilt. In
immerhin neun vorwiegend wel-
schen Kantonen würde sich der
neue Schlüssel allerdings positiv
auswirken: Dort würden die Prä-
mien sinken.

Thomas Aeschis
10-Milliarden-Tweet
Dabei ist der Kostenschlüssel
noch nicht einmal der Hauptkri-

- -
-
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tikpunkt der Gewerkschaften.
Noch stossender finden sie,
dass sich Krankenkassen künf-
tig auch an den Pflegekosten von
Menschen in Heimen gemäss
dem neuen Schlüssel beteiligen
müssten. Die Gewerkschaften
befürchten dadurch in den Fol-
gejahren einen weiteren Prämi-
enanstieg. Reto Wyss, Zentralse-
kretär beim Schweizerischen
Gewerkschaftsbund, sagt: «Vor
allem, weil die Langzeitpflege
in die Vorlage aufgenommen
wurde, haben wir das Referen-
dum ergriffen.»

Nun erhalten sie Unterstüt-
zung von rechts: SVP-Fraktions-
chef Thomas Aeschi schoss auf X
scharf gegen die Reform und
zitierte eine Studie, die warnt,
dass die Einbeziehung der Lang-
zeitpflege zu einem inakzeptab-
len Anstieg der Krankenkassen-
prämien führen werde. Demnach
müssten die Prämienzahlenden
dereinst als Folgen der Reform
jährlich 10 Milliarden an Zusatz-
kosten finanzieren. «Ich unter-
stütze keine Vorlage, die das
Prämienwachstum anheizt»,
sagt Aeschi. Die Gewerkschaften
freuten sich diebisch über Ae-
schis Tweet und sorgten für des-
sen Weiterverbreitung.

Beide Lager kritisieren, dass
die Vorlage den bestehenden
Kostendeckel bei der Pflege ent-
fernen will. Bis jetzt müssen
Krankenkassen für die Pflege von
Menschen in Heimen pro Tag fix
115 Franken zahlen. Den Rest
übernehmen Kantone, Gemein-
den und die Betroffenen selbst.
Neu sollen die Krankenkassen
73 Prozent der Kosten zahlen. Ob
das, wie Aeschi und die Gewerk-
schaften befürchten, tatsächlich
zu höheren Prämien führt, ist
umstritten.

Nicht einmal Wermuth

und Meyer sind sich einig
Trotz der unheiligen Allianz ist
das Rennen völlig offen. Denn
der Graben zwischen dem Ja-
und dem Nein-Lager geht für
einmal mitten durch die Polpar-
teien SP und SVP.

In der Schlussabstimmung im
Nationalrat waren 15 SP-Natio-
nalrätinnen und -Nationalräte
im Nein-Lager, 21 stimmten der
Vorlage zu. Nicht einmal das Prä-
sidium war sich einig: Cddric
Wermuth stand im Nein-Lager
auf der Seite der Gewerkschaf-
ter, Mattea Meyer war für das Ge-
schäft. Am Parteitag wurde der
Entscheid der Fraktion aber
korrigiert: Eine leichte Mehrheit
der Delegierten lehnte die Vorla-
ge ab. Die Genossen beschlossen
aber, sich nicht aktiv am Refe-
rendum der Gewerkschaften zu
beteiligen.

«Im Nationalrat hat sich mein
Co-Präsident Cddric Wermuth
bereits für ein Nein ausge-
sprochen, weil er die Risiken der
Vorlage anders gewichtet hat als
ich», sagt Mattea Meyer. Sie kann
den Entscheid der Partei nach-
vollziehen. Denn in einigen
Kantonen würden die Kran-
kenkassenprämien «noch
mehr ansteigen», und
die Integration der
Langzeitpflege berei-
te auch ihr Sorgen.
«Klar ist aber, dass
ich mich persönlich
im Abstimmungs-
kampf zurückhalten
werde.»

Die Basler Ge-
sundheitspolitikerin
und SP-National-
rätin Sarah Wyss hat

ebenfalls zugestimmt. Ihr Argu-
ment: Sie findet die Vorlage
wichtig, weil es dann weniger
Anreize gibt, Behandlungen

stationär im Spital durchzufüh-
ren, die ambulant günstiger wä-
ren. Anders als die Gewerkschaf-
ten ist sie überzeugt, dass die
Prämienzahlenden unter dem

Strich entlastet werden.
«Sicher keine Kampagne
mit Gewerkschaften»

Bei der SVP war die Zu-
stimmung im Parla-
ment mit 46 zu 20
Stimmen noch grösser
als bei der SP. Präsi-
dent Marcel Dettling,
Thomas Aeschi und

Magdalena Martullo-Blocher
lehnten das Geschäft schon da-
mals ab. Anfang September hat
sich nun auch der Parteileitungs-
ausschuss, dem alle drei an-
gehören, einstimmig für ein Nein
ausgesprochen.

Das sorgt für Streit innerhalb
der Partei, wie bereits CH Media
berichtet hat. Insbesondere die
Befürworter haben Mühe mit
dem Vorgehen. Ständerat Hannes
Germann sagt: «Die Fraktion hat
der Vorlage mit deutlicher Mehr-
heit zugestimmt, im Ständerat
waren sogar alle sieben SVP-Mit-
glieder dafür.» Er habe jedoch
den Eindruck, dass die Partei-
spitze die SVP nun auf einen
Nein-Kurs bringen wolle. «Wir
wurden teilweise sogar als Ab-
weichler bezeichnet. Da werden
Tatsachen verdreht. Ich wähne
mich irgendwie im falschen
Film», sagt Germann.

Schon beim Stromgesetz,
über das im Juni abgestimmt
wurde, wechselte die SVP nach
der Abstimmung im Parlament
vom Ja- ins Nein-Lager. Trotz-
dem engagierten sich einzelne
SVP-Exponenten im Pro-Komi-
tee. Die Parteileitung will das im
aktuellen Fall verhindern. «Es ist
wichtig, dass die SVP gegen aus-
sen geschlossen auftritt», sagt
Aeschi. Wer parteiintern unter-
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liege, sollte sich nicht einem
Gegenkomitee anschliessen. Die
SVP-Delegierten werden im
Oktober die Parole fassen. Dort
wird sich zeigen, ob sich die
Führung oder das Germann-
Lager durchsetzt.

Im Falle einer Nein-Parole
wird die SVP aber «sicher keine

gemeinsame Kampagne mit den
Gewerkschaften machen», wie
Aeschi klarstellt. Beim EU-Ver-
trag kämpfe man auch von zwei
unterschiedlichen Seiten gegen
die gleiche Vorlage. «Das Motto
lautet: Getrennt marschieren,
vereint schlagen.»

Teil einer
unheiligen Allianz:
Thomas Aeschi.
Foto: Keystone

Das neue Gesetz würde
Prämien vielerorts verteuern

Prozentuale Veränderung der
Krankenkassenprämien, wenn
das Volk die Efas-Vorlage am
24. November gutheisst.
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Efas-Vorlage kurz erklärt

Ziel der Efas-Vorlage (einheitliche
Finanzierung von ambulanten und
stationären Leistungen) ist es,
das Gesundheitssystem effizienter
und gerechter zu gestalten.

Heute werden ambulante
Leistungen, also Behandlungen,
die ohne Übernachtung im Spital
stattfinden, von der Krankenkasse
bezahlt. Stationäre Behandlungen,
bei denen man im Spital übernach-
ten muss, werden hingegen teils
von der Krankenkasse, teils vom
Kanton übernommen. Dieses
System führt zu falschen Anreizen.
So haben die Krankenkassen ein
Interesse daran, dass möglichst
viele Behandlungen stationär im
Spital durchgeführt werden, auch
dann, wenn es medizinisch nicht
sinnvoll und alles in allem teurer ist.
Für die Krankenkassen lohnt es
sich trotzdem, weil bei diesen
stationären Behandlungen der
Kanton über die Hälfte zahlen muss.

Die Efas-Vorlage will diese
Finanzierung nun vereinheitlichen:
Künftig sollen Krankenkassen
einheitlich 73 Prozent der Kosten
übernehmen - egal, ob es sich
um eine ambulante oder stationäre
Behandlung handelt. Dadurch
sollen Fehlanreize ausgemerzt
werden.

Ein wichtiger Teil der Vorlage
betrifft auch die Langzeitpflege,
also die Betreuung von Menschen,
die über längere Zeit auf Hilfe
angewiesen sind, wie zum
Beispiel ältere Menschen. Diese
Leistungen werden in die ein-
heitliche Finanzierung einbezogen.
Auch hier sollen Krankenkassen
künftig 73 Prozent der Kosten
übernehmen. Bisher mussten sie
pro Person und Tag fix 115 Franken
vergüten. Gegner der Vorlage
befürchten, dass der Wegfall
dieses Kostendeckels zu höheren
Prämien führt.


